
Zukunft.li: Überregionale Bedarfsplanung 
im Gesundheitswesen muss initiiert werden 
Wenn die Bedarfsplanung in der Schweiz ohne Liechtenstein erfolgt, besteht das Risiko, dass Versorgungsengpässe entstehen. 

David Sele 
 
Liechtenstein sollte mit den 
Nachbarkantonen St. Gallen 
und Graubünden eine überre-
gionale Bedarfsplanung im  
Gesundheitswesen anstreben. 
Diese Empfehlung gibt die Stif-
tung Zukunft.li in ihrer am Frei-
tag veröffentlichten Studie zum 
Gesundheitswesen in Liechten-
stein ab. Es sei wichtig, dass 
Liechtenstein entsprechende 
Gespräche mit den Schweizer 
Nachbarn initiiere, um bei der 
Bedarfsplanung nicht aussen 
vor zu bleiben.  

Lange Wartezeiten  
und Wege drohen 
Hintergrund ist eine absehbare 
Veränderung der Rahmenbe-
dingungen in der Schweiz. 
Nachdem immer mehr medizi-
nische Eingriffe ambulant statt 
stationär durchgeführt werden 
können, hat die Schweiz auch 
die Regeln zur Finanzierung 
dieser Eingriffe angepasst. 
Heute übernimmt die öffentli-
che Hand nur bei stationären 
Eingriffen 45 Prozent der Kos-
ten. Ab 2028 sind es nur noch 
24,5 Prozent – allerdings neu 
auch bei ambulanten Eingrif-
fen. Dies führt dazu, dass die 
Kantone künftig nicht nur bei 
der Planung des stationären 
Angebots, sondern auch beim 
ambulanten Angebot verstärkt 

mitbestimmen. Bis Juni 2025 
müssen sie eine Bedarfspla-
nung aufgleisen, damit kein 
Überangebot im ambulanten 
Bereich entsteht. Wie genau 
diese aussieht, ist den Kantonen 
überlassen. In St. Gallen und 
Graubünden ist dies noch un-
klar. Klar ist hingegen, dass sich 

das medizinische Angebot an 
der Grenze zu Liechtenstein in 
den kommenden Jahren verän-
dern wird. «Auch wenn am- 
bulante Leistungen heute vor-
wiegend im Inland erbracht 
werden, könnten sich hier po-
tenzielle Probleme bei der spe-
zialärztlichen Versorgung erge-

ben», warnen die Studienauto-
ren. Denn in einigen Fachdiszi-
plinen, wie zum Beispiel Gynä-
kologie oder Hals-Nasen-Oh-
ren-Medizin ist Liechtenstein 
aktuell auf das Angebot in der 
Schweiz angewiesen.  

Wenn in der Schweiz nun 
aber eine Bedarfsplanung, die 

auf ihre Bevölkerung ausge-
richtet ist, vornimmt, könnte 
daraus eine Unterversorgung 
für Liechtenstein resultieren. 
Dies zumindest, wenn man bei 
der Planung aussen vor bleibt.  

Idealerweise sollte Liech-
tenstein daher eine gemeinsa-
me Bedarfsplanung mit den 
Nachbarkantonen realisieren, 
schreiben die Studienautoren. 
Und angesichts des bereits lau-
fenden Prozesses sollte sich das 
Land möglichst schnell einbrin-
gen. «Ohne eine solche Abstim-
mung besteht die Gefahr, dass 
Wege oder Wartezeiten für die 
Spezialversorgung von Patien-
ten aus Liechtenstein länger 
werden», heisst es in der 
Studie.  

Der Trend zu mehr Ambu-
lantisierung in den Spitälern 
könne dieses Risiko zusätzlich 
verstärken. Wenn die Schweiz 
nämlich ihr Spitalwesen ratio-
nalisiert, ohne auf die Bedürf-
nisse Liechtensteins zu achten, 
besteht die Gefahr, dass jene 
Angebote, die aktuell aus der 
Schweiz eingekauft werden, 
nicht mehr bzw. nicht mehr  
so einfach zur Verfügung ste-
hen.  

Regulatorische Annäherung 
als Chance für das Land 
Dass auf Schweizer Seite künftig 
auch eine Bedarfsplanung erfol-
gen soll, sei für Liechtenstein 

aber auch eine Chance, schreibt 
die Stiftung Zukunft.li. Damit 
nähern sich die Nachbarn näm-
lich der Regulierung Liechten-
steins an, wo es bereits eine Be-
darfsplanung gibt. Durch diese 
Annäherung könnte es nun ein-
facher werden, das Angebot der 
Gesundheitsdienstleistungen ge-
meinsam zu planen. Und dies 
wiederum wäre für alle Beteilig-
ten von Vorteil: Denn wenn ver-
schiedene Akteure auf so einem 
kleinräumigen Gebiet unabhän-
gig voneinander planen, besteht 
die Gefahr, dass Doppelspurig-
keiten entstehen und die ange-
strebten Bedarfsplanungen un-
terwandern.  

Spital: Jüngst erfolgte eine 
Absage aus Liechtenstein 
Zumindest in Sachen Spital hat 
die Liechtensteiner Seite den 
Nachbarkantonen – und insbe-
sondere dem Kanton St. Gal-
len – jüngst jedoch eine klare 
Absage erteilt. Im Zuge des Ab-
stimmungskampfes zum Spi-
talneubau liessen Gesundheits-
minister Manuel Frick und das 
Landesspital verlauten, dass 
man nicht daran interessiert 
ist, in die Spitalplanung eines 
Kantons eingebettet zu sein. 
Dies, weil man befürchtet, dass 
dann aus der Schweiz vorgege-
ben werde, welche Leistungen 
am Landesspital angeboten 
werden dürfen. 

Die Gesundheitschefs aus St. Gallen und Liechtenstein, Bruno Damann (l.) und Manuel Frick, sollten laut 
einer Studie vertieft über eine gemeinsame Bedarfsplanung reden. Bild: Archiv/IKR

Rechtsruck in der EU: Was bedeutet das für Liechtenstein? 
Experte Georges Baur geht davon aus, dass umwelt- und sozialpolitische Themen in der EU an Bedeutung verlieren  
werden. Indirekt werde dies auch Liechtenstein als Mitglied des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) zu spüren bekommen. 

Ein Kontinent rückt nach rechts: 
Bei den Europawahlen am  
Wochenende konnten in meh-
reren wichtigen EU-Ländern 
rechtsextreme, nationalistische 
und europakritische Parteien 
Erfolge feiern. Neu kommen die 
Rechten im EU-Parlament auf 
knapp ein Viertel der Stimmen. 
Diese politischen Verschiebun-
gen in Brüssel könnte auch das 
Nicht-EU-Mitglied Liechten-
stein zu spüren bekommen, 
meint Georges Baur, For-
schungsbeauftragter am Liech-
tenstein-Institut und ehemali-
ger liechtensteinischer Diplo-
mat in Brüssel.  

«Politische Mitte  
bleibt stärkste Kraft» 
Dem Europaexperten Baur ist 
es aber wichtig, die Zugewinne 
der rechten Kräfte im EU-Parla-
ment in Relation zu setzen. 
«Ich glaube, der Rechtsruck ist 
weniger stark ausgefallen, als 
man ursprünglich befürchtet 
hat», so Baur.  

Er verweist darauf, dass die 
drei Fraktionen der politischen 
Mitte – die christdemokratische 
EVP, die sozialdemokratische 
S & D und die liberale Renew – 
auch im neuem Parlament eine 
klare Mehrheit bilden können: 
Gemeinsam kommen die drei 

Fraktionen auf über 400 Sitze 
im insgesamt 720 Mitglieder 
umfassenden EU-Parlament. 
«Die politische Mitte bleibt 
nach wie vor die politisch 
stärkste Kraft. Die Sozialdemo-
kraten und die Liberalen muss-
ten zwar Federn lassen, aber die 
Christdemokraten wurden ge-
stärkt», sagt Baur. Aus seiner 
Sicht ist darum eher damit zu 
rechnen, dass im neuen Parla-
ment die christdemokratische 
EVP ihre Programmpunkte bes-
ser durchsetzen kann – und 
nicht die rechtspopulitischen 
Parteien.  

Doch welche Agenden wird 
ein stärker von der EVP gepräg-
tes EU-Parlament verfolgen? 
«Ich könnte mir vorstellen, dass 
Wirtschaftsthemen und Entbü-
rokratisierung wieder stärker in 
den Fokus rücken, während in 
den Bereichen Soziales und Um-
welt wohl eher gebremst wird», 
so die Einschätzung des Europa-
experten. Dies, nachdem mit 
den Zugewinnen der Grünen 
vor fünf Jahren Themen wie Kli-
maschutz in Brüssel mehr Ge-
wicht erhielten.  

Weniger Umwelt- und 
Sozialpolitik im EWR 
Diese Akzentverschiebung im 
EU-Parlament werde wahr-

scheinlich auch Liechtenstein  
als Mitglied des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR) zu 
spüren bekommen. «Es ist 
denkbar, dass die EU künftig 
weniger sozial- und umweltpo-

litische Agenden in den EWR 
hineinträgt», führt Baur aus. 
Entsprechend wären die drei 
EWR-/Efta-Staaten Norwegen, 
Island und Liechtenstein auch 
weniger gefordert, ihre natio-

nale Gesetzgebung in diesem 
Bereichen im Sinne der Euro-
päischen Union anzupassen. 
«Ich glaube, dass dies Norwe-
gen, Island und Liechten- 
stein gar nicht so ungelegen 

kommt», meint der Europaex-
perte. 

Entscheidende Rolle  
der 27 EU-Staatschefs 
Aber werden sich die Erfolge, 
die etwa der Rassemblement 
National bei den EU-Wahlen in 
Frankreich oder die FPÖ in  
Österreich feierte, tatsächlich 
kaum auf die Politik der EU 
auswirken? Hier verweist Baur 
auf die Bedeutung des Europäi-
schen Rats – die Gruppe der  
27 Staats- und Regierungschefs 
der EU. Das EU-Parlament hat 
zwar über die vergangenen 
Jahrzehnte an Stärke gewon-
nen: Mittlerweile kann kein Ge-
setz auf EU-Ebene in Kraft tre-
ten, ohne dass das Parlament 
zustimmt. Aber über den gröss-
ten politischen Einfluss verfügt 
nach wie vor der Rat der 27 EU-
Staatschefs.  

Sollten sich bei den anste-
henden Neuwahlen in Frank-
reich oder den Nationalrats-
wahlen in Österreich auch auf 
nationaler Ebene die rechtspo-
pulistischen Parteien durchset-
zen, könnten sie über den euro-
päischen Rat der Brüsseler Po-
litik ihren Stempel aufdrücken – 
und zwar stärker, als dies ihnen 
nun über das EU-Parlament 
möglich wäre. (equ)

Bei den Europawahlen wurde in Frankreich die Partei Rassemblement National von Marine Le Pen 
stärkste Kraft. Die rechtspopulistische Partei holte mit ihrem Spitzenkandidaten Jordan Bardella (r.) mehr 
als 30 Prozent der Stimmen. Bild: Keystone
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